
Universalstaats der geschlossene Nationalstaat treten, aus dem Kirchen- 
staate mit ethiecher Grundlage ein Rechtsstaat werden, der theokratische 
A&solutismus sich in eine durchgearbeitete gese tzmwe Verfassung 
verwandein müsse. henke  schildert, nachdem er zuvor in grohen Zogen 
ein Bild des alten chinesischen Staats bis zum Beginn des zwanzigsten 
Jahrhundert~ gegeben hat, ausfUhrlich die ~ e m ü h u n ~ e n  der chinesischen 
Regierung, ihre neue Erkenntnis durch offentlich-rechtliche Mdnahmen in 
dii Tat umzusetzen. Sein Bericht schliefit mit dem Beginn der Bevolution 
und dem Thronverzicht des Kaisers vom 12. Febr. 1912. In der chinesischen 
Bepublik von heute, glaubt Franke, dürfe man nichts anderea sehen als 
eine Episode, als den Anfang einer gewaltigen Krisis, durch die die Ent- 
wicklung hindurch müsse, ehe sie neue feste, lebensmogliche Gebilde her- 
vorbringe. 

Kiel. F r o r m a n n .  

A. A. H. Strnyoken, Hoo~leeraar aan de gemeentelijke univerciiteit 
van Amsterdam, E n g e l s c h e  s t a a t s s t u k k e n .  Ten gebruike 
bij het hooger onderwijs. Amsterdam, Scheltema und Holkema's boek- 
handel. K. Qroesbeek und Paul Nijhoff. 1912. 93 S. 

Das BUchlein enthillt eine Sammlung von Urkunden, die ftir das eng- 
lieche Verfassungeleben in seiner Entwicklung und seinem heutigen Stande 
besonders wichtig sind, beginnend mit der Magna Carta und endigend mit 
der Parliament Act, 1911. Es ist ftir Unterrichtezwecke bestimmt. Die 
Aumshl der Urkunden ist dnrch die beaonderen Beziehungen des nieder- 
lhdischen zum englischen Staatsrecht beeinfldt. Gleichwohl eignet sich 
die Sammlung auch fiir den deutschen Universitätsunterricht. Die Urkunden 
sind in lateinischer bzw. englischer Sprache wiedergegeben. 

Kiel. F r o r m a n n .  

E. Breund, D a s  ö f f e n t l i c h e  R e c h t  d e r  V e r e i n i g t e n  
S t a a t e n Y o n Am e r  i k a. (Bd. XI1 des öffentlichen Rechts der 
Gegenwart herausg. von JJUUNBK t, LABAND, PILOTY.) nibingen, 
J. C. B. Mohr 1911. 

Am Verfassungerechte der Vereinigten Staaten von Nordwerika nehmen 
wir in Deutschland nicht nur wie an dem irgend eines der Kulturländer 
Anteil. Unser Interesse ist grlllier, weil uns Amerika kulturell und politisch 
nahe steht; der Hauptgrund aber ist der stmterechtliche, da& es wie das 
Deutsche Reich Bundesstaat ist, seine Verfassung daher geradezu zu Ver- 
gleichen herausfordert, deren Ergebnis für das VerntiLndnis und die Fort- 
bildung unseres Staatsrechtes fruchtbar sein kann. Diese Vergleiche wer- 
den dnrch die G1rundversohiedenheit in der Zusammenset~ung der beiden 
Bundesstaaten - dort aus repubiikanischen, hier überwiegend aus monar- 
chischen Einzelstaaten - besonders reizvoll. Nicht ebenso gtof, wie das 



Interesse ist die Kenntnis des amerikanischen Verfassungsrechtes in Deutsch- 
land. Die Zahl derer, die die Verfassungen des Bundesstaates dieseeits 
und des jenseits des Wassere beurteilen können, ist gering. Einer der 
besten Kenner in Deutschland ist in JELI~INIIIE der Wissenschaft beider Erd- 
teile entrissen worden. 

So war es ein starkes Bedürfnis, daii wir nach der vortrefflichen aber 
veralteten Darstellung VON HOLBP'S eine moderne und brauchbare des 
amerikanischen Verfassungsrechtes bekamen, umsomehr als die staatsrecht- 
lichen VerhUtnisse dieses Landes, entsprechend der Schnelligkeit seiner 
Fortentwicklung, in stärkstem Flusse begriffen sind. Was wir a d e r  
HOLST bisher bes&en, ist wenig: BBYOE'S American Commonwealth ist 
gews ein Werk ersten Ranges, klassisch im Inhalt, wie in der Form 
Aber abgesehen davon, dffi es nicht allzuviel in Deutschland gelesen sein 
durfte, ist es nicht so riehr ein Verfassungsrecht, als vielmehr ein Spiegel 
der in Amerika wirksamen politischen Krafte. 

Es war ein gliicklicher GRff der Herausgeber des öffentlichen Rechts 
der Gegenwaxt, d& sie den V e r f a s s e r  für die Bearbeitung der nord- 
amerikanischen Verfassung gewannen. Denn wie er als Professor des 
öffentlichen Rechts an der U n i  V e r s i t ä t C h i c a g o, einer der ange- 
sehensten des Landes, genaue Kenntnis amerikanischer staatsrechtlicher 
Verhgltnisse besitzt, so bringt er auf der andern Seite die theoretische 
Schulung des deutschen Juristen mit. Der praktische Bin, den wir dem 
Amerikaner schlechthin zusprechen (und Uber dem wir geneigt sind, den 
gewaltigen Idealismus des Landes zu unterschätzen), steckt auch in diesem 
Buche. Das hat in erster Linie Vorzuge. Nirgends verliert der Verfaeser 
die Fühlung mit den Ereignissen des Tages. Keine staatsrechtliche Frage von 
praktischer Bedeutung ist, soweit der Referent urteilen kann, abergangen. 
Vielleicht aber hat es hie nnd da auch seine Schattenseite. Wo wir in 
Deutschland eine generelle Erörterung und die grundsätzliche Austmgung 
grofier Streitfragen erwarten e r d e n ,  neigt der Verfasser mehr zu kasuisti- 
scher Behandlung. Deren Wert soll nicht unterschätat werden. Aber sie 
macht eine allgemeine Steilungnahme des Verfassers zu theoretischen Pro- 
blemen des Verfassungsrechtes nicht entbehrlich, wie etwa zu dem der 
Souveränität des Bundes und der Eineelstaaten (S. 19f.); stark kaauirrtisch 
ist die Behandlung der Grundrechte und ihrer Schranken (s. besonders 8.49ff. 
71 ff. usw.). Doch dsraus wird man dem Verfesser keinen Vorwurf machen 
dtkfen: Er trägt hierin dem Brauch amerikanischer Wissenschaft Rech- 
nung. - Im Ubrigen sei der Inhalt des umfassenden Buches kurz zusammen- 
gefaiit. Ein erster Teil behandelt die staatlichen Grundlagen und Organe: 
Die rechtliche Konstituiemg der Unionsteile (A), der Bund und die Staaten 
(B), Volk und Volkarechte (C), sowie die Organisation der Regierungsgewalt 
folgen einander, das letzte Kapitel die wichtige Lehre von der Teilung der 
Gewdten und diese letzteren selbst im einzelnen umfwsend. Der zweite 



Teil ist den staatlichen Funktionen gewidmet; er geht von der Gesetz- 
gebung im biirgerlichen und Strafrecht (Kap. 28 und 29) zu den auswärtigen 
Beziehungen (Kap. BQ), der bewafFneten Macht (Kap. BI), den Finanzen 
(Kap. 32ff.) usw. aber, um, nach der Darstellung sozialer Kapitel, insbeson- 
dere der Arbeitergesetzgebung (Kap. 88), mit dem Verhältnis von Staat und 
Kirche (Kap. 48) abzuschliefien. Besonders gut ist - um Eines von Vielem 
herauszugreifen - das Kapitel vom P r ä s i d e n t e n (Kap. 20) gelungen. 
Einer Wiederwahl Roosevelta - sein Fall hat bei uns starkes Interesse her- 
vorgerufen - hätte bekanntlich und auch nachMeinung des Ved. staatsreoht- 
lieh nichts imWege gestanden, auch nicht aus der Tradition des Landes herauri. 
Immerhin hlltte eine Wiederwahl zu einer Amtszeit von beinahe 12 Jahren 
geführt. Vielfaoh wird jetzt in der Uffentlichen Meinung, an Stelle des bis- 
herigen Rechtszustandes, die Einftihrung einer sechsjährigen Amtsperiode 
des Prilaidenten ohne MUglichkeit einer Wiederwahl empfohlen (S. 124). 
Im Kapitel von den Grundrechten sind deren ursprünglich nicht zu ahnende 
Folgen scharf herausgearbeitet. Aus dem Satze 'ne bis in idem' hat man 
z. B. die UnzuiullLssigkeit staatlicher Revisionen gegen freispreahende Urteile 
hergeleitet (9. 43). Bedenkliche Auslegung ist der V e r t r a g s f r e i h e i t 
zuteil geworden. So erklgrt das Bundesgericht in Washington den Maxi- 
malarbeitstag, als im Gegensatz zu jener steheiid, bei Backergesellen ftir 
ungüitig, bei Eirauen dagegen, freilich als einem .Geschlecht minderen 
RechtesY, flir gUltig (8.50) : .Wir haben es offenbar mit einer Freiheits- 
doktrin zu tun, die noch nicht zum Abschluß gelangt ist, und die vermut- 
lioh in nicht ailzuferner Zeit als eine vorübergehende und Uberwundene 
Phase der amerikanischen Verfaesungsgeschichte erscheinen wird. * Ftir 
uns ist des Verfaesers Er6rtemg der richterlichen N a  C h p r ti f u n g von 
Gesetzen bedeutsam. Im genzen ist hier die T&tigkeit der Gerichte, die 
wie der Verfweer sagt, ,zur wahren Revieionsinstanz für die Gesetzgebung 
geworden' eind, eine segensreiche und im Einklang mit der .Uffentlichen 
Meinung geblieben (8. 88). Wenn der Verfasser freilich 8. 84 meint, die 
Unzubsigkeit gerichtlicher Nachprilfung der Verfassungsm&6igkeit preu- 
f i cher  Gesehe sei durch die prenliische VerPassung in Art. 106 ,ausdruck- 
lich bestimmtY, so trifft das nicht zu. Leicht mißverständlich ist es ferner, 
wenn er bei Verfasaungswidrigkeit eines von den tibrigen Teilen inhaltlich 
trennbaren Teiles des Gesetzes annimmt, da6 dieae Ubrigen Teile ,in Krafta 
blieben. Die Ungüitigkeit (hier eines Teiles) wird ja nur in den Ent- 
soheidungngrlhden ausgesprochen, dae ganze Gesetz bleibt also formell ,in 
Krafta. Doch das sind Einzelheiten. 

Beeonders erfreulich, das sei zum Schluh hervorgehoben, ist die Offen- 
heit in der Kritik verfaesungsrechtlicher M-1. So wird (8. 120) Uber 
die n n f d r m i g e n  S t a a t s v e r f a a s u n g e n  Klage geffihrt; sie Uber- 
nehmen, sagt der Verfasser, die Funktionen der Gesetzgebung. Die gr6fiten 
aa&ngel findet er in der R e d a k t i o n  der G e s e t z e n t w t i r f e  (8.122); 



sie erfolgt durch den Abgeordneten selbst, der den Antrag einbringt, oder 
irgend einen Rechtsanwalt, dessen Nmme meist unbekasnt bleibt. Auch 
der Modus der W a h 1 V o n S e n a t o r e n wird von FREUND beanstandet; 
er ist nicht praktisch: 14mal ist in den 14 Jahren von 1891-1905 keine 
Wahl zustande gekommen, und die langen Kämpfe vor der Wahl beein- 
träahtigen die Geschäfte der Cfesetzgebung. 

Damit genug der Einzelheiten. Mochte die Tatsache, da6 wir nun 
wieder ein voll auf der E6he des Tages stehendes amerikanisches Staats- 
recht besitzen, die Wissenschaft zu starker Bescb&ftigung mit ihm an- 
regen. 

Frankfurt a. M. B. F r e u d e n t h a l .  

Mittermsier, Wolfgsng, Wie studiert man Rechtswksenschtdt? Das 
Studium der Rechtswissenschaft und seine zweckmll6ige Einrichtung 
(Violets Studienfiihrer) Stuttgart 1911. Wilhelm Violet. IV. U. 1765. 

Kanfmsnn, Ericb, Die jurietischen Fakultäten und das Rechtsstudium. 
Berlin 1910. J. Guttentag. 52 S. 

Kriiakmann, Vorpraxis, akademische Rechtsprechung und anderes. Tübiigen 
1911. J. C. B. Mohr. IV U. 76 S. 

Die E'rage der Reform des juristischen Studiums ist schon längst eine 
brennende und wenn mau der Msung einstweilen noch nicht in befriedigen- 
dem M&e näher gekommen ist, so liegt das an der grofien Tragweite der 
einmal getroffenen Entscheidung, an die man nur mit grofier Vorsicht 
herantreten kann. Die letztere ist durchaus geboten bei der erheblichen 
Werenz der Anschauungen, die sich auch aus den hier vorliegenden drei 
Sohriften ergibt. 

Das grlindiiche und fiir den Kenner reichen Gen& bietende Mitter- 
maiersche Buch gehort nicht eigentlich in den Kreis der Reformschriften, 
indessen da es sich doch auch mit der Frage beschäftigt, so soll es hier 
vom Standpunkte der Reform aus betrachtet werden. Wenn M. auf 8.99 
vom Rechtsstudium sagt : ,Seine Schwierigkeiten kannen wir nicht ändern, 
wir konnen nur immer den Anfänger darauf hinweisen und ihn mehnen, 
mit aller Energie die Anfangsschwierigkeiten zu ilberwindenY, so lehnt er 
eigentlich jede wirkliche Reform ab. Shherlich, er hat Recht: die 
Schwierigkeiten hssen sich insofern nicht vermindern, als das Mafi von 
Wiesen, welches das Ergebnis der Univeraitätsausbildung sein soll, nicht 
herabgesetzt werden darf. Wohl aber liefien sich Wege finden, auf dem 
der Studierente beseer als bisher zu den gestellten Zielen kommt. M. be- 
hauptet: ,dem Fleiiiigen ist kein Studium anziehender und lebensvoller 
als das RechtsstudiumY (S. 99). Ich stimme gerne zu, aber ich behaupte 
meinerseits, da& ein Teil des aufgewendeten Fleiiies zur Ueberwindung von 
Hindernissen vergeudet werden mu6, welche Folgen des jetzigen Systems 
sind und die mit einer Aendernng des Systems verschwinden werden. 




